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V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

Die neuen BEPS-Steuerregeln –  

eine Gefahr für den deutschen Mittelstand? 

26. April 2016| 12.30 – 14.30 Uhr | Europabüro Brüssel  

 
In Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Industrie- und Handelskammertag 
(DIHK) veranstaltete das Europabüro 
der Konrad-Adenauer-Stiftung am 26. 
April 2016 einen Workshop im Rahmen 
der 'Brüsseler Initiative – wirtschafts-
politischer Gesprächskreis' zum Thema 
„Die neuen BEPS-Steuerregeln – eine 
Gefahr für den deutschen Mittel-
stand?“. Für den von Dr. Rainer Kam-
beck (Bereichsleiter Finanzen und 
Steuern des DIHK) moderierten Aus-
tausch konnten zwei ausgezeichnete 
Experten gewonnen werden: Herr Mar-
kus Ferber (Mitglied des Europäischen 
Parlaments und Sprecher des Parla-
mentskreises Mittelstand Europa) so-
wie Dr. Thomas Hemmelgarn (Bereichs-
leiter ökonomische Steueranalyse in 
der Generaldirektion Steuern und Zoll-
union der Europäischen Kommission). 
Nach einem Vortrag von Herrn Dr. 
Hemmelgarn zu dem Richtlinienentwurf 
der Europäischen Kommission bezüg-
lich der neuen Steuerregelungen  zu 
Gewinnkürzungen und -verlagerungen, 
wurden die Auswirkungen auf mittel-
ständische Unternehmen und das wei-
tere Vorgehen thematisiert.  

In seiner anfänglichen Einführung in den 
Themenkomplex betonte Dr. Thomas Hem-
melgarn den äußerst passend gewählten 
Zeitpunkt der Diskussionsveranstaltung zu 
den neuen Steuerregelungen innerhalb der 
Europäischen Union. Seiner Erkenntnis nach 
handle es sich bei der allgemeinen Debatte  
um die zweite ihrer Art, welche nun erst-
mals auch im Europäischen Rat stattfinde 
und eine neue Dynamik entwickelt habe. 
Auch Herr Ferber verwies nachfolgend auf 
den erneuten aber sich geänderten Anlauf 
zu einer gemeinsamen Bemessungsgrundla-
ge innerhalb der Union.  

Die neuen BEPS-Steuerregeln 
Am 28. Januar 2016 veröffentlichte die Eu-
ropäische Kommission einen Vorschlag für 
EU-weite Regelungen bezüglich der unter-
nehmerischen Steuervermeidung. Das „Anti 
Tax Avoidance Package“ (ATAP) fordert die 
Mitgliedsstaaten dazu auf, sich auf einen 
internationalen Standard zu einigen, wel-
cher Gewinnkürzungen und –verlagerungen 
durch multinationale Unternehmen („Base 
Erosian and Profit Shifting“, BEPS) entge-
genwirkt. Laut Aussage von Dr. Rainer 
Kambeck richte sich der neu angestoßenen 
BEPS-Prozess vorrangig gegen Steuerver-
meidung. Gleichwohl vermerkte Markus 
Ferber, dass die Veröffentlichung der neuen 
Vorschläge einen Druck auf Politiker und 
Unternehmen ausübe und nach weiteren 
Handlungsschritten verlange. Bezüglich der 
Zusammenarbeit zwischen dem Europäi-
schen Parlament und der Europäischen 
Kommission äußerte er sich äußerst positiv. 
Das Parlament habe lediglich eine beratende 
Funktion, allerdings würde die Kommission 
durchaus Anmerkungen und Wünsche auf-
greifen. Die Zusammenarbeit bei Fragen der 
Steuerregelung gestalte sich daher ange-
nehm.  
 
Die gemeinsame Zielrichtung 
Der Vorschlag der Europäischen Kommissi-
on verfolgt mehrere Ziele: Dr. Hemmelgarn  
hob hierbei insbesondere die Sicherstellung 
der Steuergerechtigkeit, die Schaffung einer 
Bemessungsgrundlage, die Verbesserung 
des Geschäftsumfeldes und die Rechtssi-
cherheit für den Binnenmarkt als Zielset-
zungen hervor. Eine Europasteuer werde 
hingegen nicht angestrebt.  Der Vorschlag 
der Kommission konzentriere sich auf Fra-
gen der Steuergerechtigkeit. Dr. Thomas 
Hemmelgarn erläuterte, dass die Öffentlich-
keit nicht den  Eindruck bekommen dürfe, 
dass sich einige Wenige der Steuer entzie-
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hen würden, da dies negative Auswirkungen 
auf die Steuermoral haben könne. Ergän-
zend fügte Markus Ferber hinzu, dass auch 
die Mitgliedstaaten ihre Aufgaben zu erfül-
len hätten, um sicherstellen zu können, das 
alldiejenigen, die einen Beitrag leisten, sich 
auch fair behandelt fühlten. 
 
Herr Dr. Kambeck vom DIHK unterstrich an 
dieser Stelle, dass das Ziel der Kommission 
nicht die vermehrte Belastung der Unter-
nehmen sei. Er sieht die gemeinsame Ziel-
richtung der Kommission und des Parla-
ments vielmehr darin, Steuerhinterziehung 
zu bekämpfen. Ferber bestärkte diese Aus-
sage. Es sollen keine zusätzlichen bürokrati-
schen Lasten für Mittelständler entstehen, 
sondern lediglich steuerliche Ausweichmög-
lichkeiten verhindert werden. In der Diskus-
sionsrunde merkte Herr Dr. Hemmelgarn  
an,  dass es sich bei dem Vorschlag der 
Kommission um den Versuch handle, das 
Steuerrecht für Unternehmen zu vereinfa-
chen. Des Weiteren solle hiermit ein klares 
Signal nach außen gesandt werden, welches 
die geschäftsfreundliche Gestaltung der 
Richtlinie hervorhebe.  
 
Zukünftige Schritte 
Die Kommission sieht eine zeitnahe Imple-
mentierung des Vorschlags vor. Die nieder-
ländische Ratspräsidentschaft würde den 
Themenkomplex weiter intensiv begleiten 
sowie versuchen verbesserte Bedingungen 
für Unternehmen und ein „Level Playing 
Field“ zu schaffen. Das Anti Tax Avoidance 
Package tangiert mehrere Bereiche. Aus 
diesem Grund ist der Vorschlag zudem in 
rechtlich bindende Maßnahmen (wie zum 
Beispiel die „Anti Tax Avoidance Directive“, 
welche sich gegen Steuerhinterziehung rich-
tet) und Empfehlungen (wie diejenigen zum 
Schutz einzelner Steuerabkommen) unter-
teilt. Dr. Hemmelgarn verwies darauf, dass 
die Überarbeitung von Abkommen und die 
Umsetzung von Richtlinien ihre Zeit in An-
spruch nehmen würden.  
 
Im Hinblick auf die Zukunft von Unterneh-
men stellte der Moderator, Dr. Kambeck, 
folgende Frage:  Wird zukünftig noch viel 
mehr auf die Unternehmen zukommen, als 
man ursprünglich annahm?  

Beispielsweise bezeichnete er die Bestre-
bung nach einer vermehrten Steuertranspa-
renz und somit die Veröffentlichung von Un-
ternehmensdaten, als durchaus beunruhi-
gend. Markus Ferber entgegnete dieser Be-
fürchtung mit der Bekräftigung, dass das 
Steuergeheimnis in jedem Falle weiterhin 
gewahrt sein müsse. In Bezug auf die Zu-
kunft von Unternehmen lies Dr. Hemmel-
garn verlauten, dass es beabsichtig sei, die 
neuen Steuerregelungen auf eine Weise zu 
gestalten, welche die Investitionsmöglich-
keiten nicht verschlechtern würde.  
 
Rückschluss der Diskussionsteilnehmer 
Getreu dem Leitspruch „Es muss etwas ge-
schehe, aber es darf nichts passieren.“ 
nannte Dr. Hemmelgarn den Steuerwettbe-
werbsdiskurs als wichtig, jedoch auch als 
politisch schwierig. Es sollte daher anfäng-
lich ein vermehrter Fokus auf die gemein-
same Bemessungsgrundlage gelegt werden. 
Er ergänzte, dass der politische Wille hierbei 
von immenser Wichtigkeit sei.  
Markus Ferber brachte zum Ausdruck, dass 
er die BEPS-Initiative sehr begrüße und auf 
eine schnelle Bearbeitung durch den Rat 
hoffe. Er wünscht sich einen ausgewogenen 
Ansatz, welcher große Zustimmung inner-
halb der Institutionen finden werde.  
 
 
 
 
 
 
 


